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Entwurf eines Gesetzes 

zur Bewertung des Vermögens für die Hauptveranlagung 1949 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Abschnitt I 


Änderung bestehender Gesetze 


§ 1 

Änderungen des Reichsbewertungsgesetzes 

Das Reichsbewertungsgesetz vom 16. Okto- 
ber 1934 (RGBl. I S. 1035) in der Fassung 
des § 30 des Einführungsgesetzes zu den Real- 
steuergesetzen vom 1. Dezember 1936 (RGBl, i 

S. 961) wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden 

a) das Wort „Reichsbewertungsgesetz“ 
durch das Wort „Bewertungsgesetz“, 

b) die Abkürzung „RBewG“ durch die 
Abkürzung „BewG“ ersetzt. 


2. § 14 Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Der Wert unverzinslicher be- 
fristeter Forderungen oder Schulden ist 
der Betrag, der vom Nennwert nach 
Abzug von Zwischenzinsen unter Be- 
rücksichtigung von Zinseszinsen ver- 
bleibt. Dabei ist von einem Zinssatz 
von 5,5 vom Fiundert auszugehen.“ 


3 In § 14 wird folgender Absatz 5 hinzu 
gefügt; 

„(5) Absatz 4 gilt nicht für noch 
nicht fällige Ansprüche aus Le- 
bens-, Kapital- oder Rentenversiche- 
rungen aus der Zeit vor der Währungs- 
umstellung. Solche Ansprüche werden 
mit 6 vom Hundert des Unterschieds- 
betrages der alten Reichsmark- Ver- 
sicherungssumme und der umgcstellten 
Deutsche Mark - Versicherungssumme 
zuzüglich von zwei Dritteln der nach 
der Währungsumstellung eingezahlten 
Prämien oder Kapitalbeiträge be- 
wertet.“ 


4. § 15 Absätze 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Der Gesamtwert von Nutzun- 
gen oder Leistungen, die auf bestimmte 
Zeit beschränkt sind, ist die Summe der 
einzelnen Jahreswerte abzüglich der 
Zwischenzinsen unter Berücksichtigung 
von Zinseszinsen. Dabei ist von einem 
Zinssatz von 5,5 vom Hundert aus- 
zugehen. Der Gesamtwert darf das 
Achtzehnfache des Jahres wertes nicht 
übersteigen. Ist die Dauer des Rechtes 
außerdem durch das Leben einer oder 
mehrerer Personen bedingt, so darf der 
nach § 16 zu berechnende Kapital wert 
nicht überschritten werden. 

(2) Immerwährende Nutzungen oder 
Leistungen sind mit dem Achtzehn- 
fachen des Jahreswertes, Nutzungen 
oder Leistungen von unbestimmter 
Dauer voAehaltlich des § 16 mit dem 
Neunfachen des Jahreswertes zu be- 
werten.“ 

5. § 16 Absätze 2 und 3 erhalten folgende 
Fassung: 

„(2) Als Wert wird angenommen bei 
einem Alter 

1. bis zu 15 Jahren das ISfache, 
von mehr als 

2. 15 bis zu 25 Jahren das IZfache, 

3. 25 bis zu 35 Jahren das 16fache, 

4. 35 bis zu 45 Jahren das 15fache, 

5. 45 bis zu 49 Jahren das 14fache, 

6. 49 bis zu 53 Jahren das 13fache, 

7. 53 bis zu 57 Jahren das 12fachc, 

8. 57 bis zu 60 Jahren das llfache, 

9. 60 bis zu 63 Jahren das lOfache, 

10. 63 bis zu 66 Jahren das 9fache, 

11. 66 bis zu 69 Jahren das Sfachc, 

12. 69 bis zu 72 Jahren das 7fache, 

13. 72 bis zu 75 Jahren das 6fachc, 

14. 75 bis zu 79 Jahren das 5fache, 

15. 79 bis zu 83 Jahren das 4faclie, 
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16. 83 bis zu 86 Jahren das 3fache, 

17. 86 bis zu 8^ Jahren das 2fache, 

18. 88 Jahren das ifache 

des Wertes der einjährigen Nutzung 
oder Leistung. 

(3) Hat eine nach Absatz 2 be- 
wertete Nutzung oder Leistung im 
Fall der 

Ziffer 1 nicht mehr als 9 Jahre, 

Ziffern 2 und 3 nicht mehr als 8 Jahre, 
Ziffern 4 und 5 nicht mehr als 7 Jahre, 
Ziffern 6 und 7 nicht mehr als 6 Jahre, 
Ziffern 8 und 9 nicht mehr als 5 Jahre, 
Ziffern 10 und 11 nicht mehr als 4 Jahre, 
Ziffern 12 und 13 nicht mehr als 3 Jahre, 
Ziffern 14 und 15 nicht mehr als 2 Jahre, 
Ziffern 16 und 17 nicht mehr als 1 Jahr 
bestanden und beruht der Wegfall auf 
dem Tod des Bereditigten, so ist die 
Festsetzung der nicht laufend veranlag- 
ten Steuern auf Antrag nach der wirk- 
lid^en Dauer der Nutzung oder 
Leistung zu berichtigen. § 5 Absatz 2 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Ist 
eine Last weggefallen, so bedarf die 
Berichtigung keines Antrages." 

6. § 17 Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Der einjährige Betrag der 
Nutzung einer Geldsumme ist, wenn 
kein anderer Wert feststeht, zu 5,5 
vom Huildert anzunehmen.“ 

In § 21 Absatz 1 werden die Worte „Der 
\eichsminister der Finanzen kann bestim- 
men“ durch die Worte „Durch Rechts- 
verordnung kann bestimmt werden“ er- 
setzt. 

8. § 22 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Einheitswert wird neu fest- 
gestellt (Wertfortschreibung), wenn 
der Wert, der sich für den Beginn 
eines Kalenderjahres ergibt, entweder 
um mehr als den zehnten Teil, minde- 
stens aber um 500 Deutsche Mark, 
oder um mehr als 10 000 Deutsche 
Mark von dem Einheitswert des letzten 
-^eststellungszeitpunktes abweicht. Hat 
sich bei einem, land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieb, einem Grundstück 
oder einem Betriebsgrundstück die 
Grundstücksfläche verkleinert oder ver- 
größert, so wird der Einheitswert neu 
festgestellt, soweit sich durch die Flä- 
chenänderung unter Berücksichtigung 
der Abrundung (§ 25) eine Änderung 


des Einheitswertes ergibt. Die Wert- 
grenzen (Satz 1) können durch Rechts- 
verordnung anders festgesetzt werden.“ 

9, § 25 erhält folgende Fassung: 

4 25 

Abrundung 

Die Einheitswerte werden nach unten 
abgerundet: 

1. bei land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben, Grundstücken und Be- 
triebsgrundstücken auf volle 100 
Deutsche Mark, 

2. bei gewerblichen Betrieben und Ge- 
werbeberechtigungen auf volle 1000 
Deutsche Mark.“ 

10. § 61 wird gestrichen. 

11. § 67 Ziffer 6 Buchstabe a erhält folgende 
Fassung: 

„alle Versicherungen, deren Wert (§ 14 
Absätze 4 und 5) insgesamt 5000 
Deutsche Mark nicht übersteigt,“ 

12, In § 67 wird folgende Ziffer 8 a ein- 
gefügt: 

„8 a) Wirtschaftsgüter, die Gewerbe- 
treibenden außerhalb ihres Ge- 
werbebetriebes oder Nichtge- 
werbetrey^enden gehören, soweit 
den Utnständen nach anzunch- 
men ist, daß sie dazu bestimmt 
sind, zum Verkauf, zum Tausch 
oder zu ähnlichen Zwecken ver- 
wendet zu werden (nichtgewerb- 
liches Vorratsveimögen). Die 
Wirtschaftsgüter gehören nicht 
zum sonstigen Vermögen, wenn 
ihr Wert insgesamt 1000 Deutsche 
Mark nicht übersteigt.“ 

3. § 67 Ziffern 10 und 11 erhalten folgende 
Fassung: 

„ 1 0. Schmuckgegenstände, Gegenstände 
aus edlem Metall und Luxusgegen- 
stände, auch wenn sie zur Aüs- 
stattung der Wohnung des Steuer- 
pflichtigen gehören; wenn ihr ge- 
meiner Wert insgesamt * 10 000 
Deutsche Mark übersteigt, 

11. Kunstgegenstände und Sammlun- 
gen, wenn ihr gemeiner W'ert ins- 
gesamt 10 000 Deutsche Mark 
übersteigt. Nicht zum sonstigen 
Vermögen gehören Kunstgegen- 
stände ohne Rücksicht auf den 
Wert, wenn sie von deutschen 
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Künstlern geschaffen sind, die 
noch leben oder seit nidit mehr als 
fünfzehn Jahren verstorben sind. ‘ 

14. In § 68 wird folgende Ziffer 4 a ein- 
gefügt: 

„4 a) Ansprüche auf Leistungen nach 
dem Zweiten Teil des Sofort- 
hilfegesetzes oder nach Vor- 
schriften, die im Rahmen eines 
Lastenausgleichs erlassen werden, 
ohne Rücksicht darauf, ob die 
Leistungen laufend oder in Form 
einer einmaligen Zahlung ge- 
währt werden.“ 

15. In § 68 wird folgende Ziffer 4 b ein- 
gefügt: 

„4 b) Ansprüche auf Leistungen, die 
auf Grund gesetzlicher Vor- 
schriften zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts 
für Schäden an Leben, Körper, 
Gesundheit und Freiheitsentzug 
zustehen, ohne Rücksicht darauf, 
ob die Leistungen laufend oder 
in Forna einer einmaligen Zah- 
lung gewährt werden.“ 

16. § 78 wird gestrichen. 

§2 

Änderungen des Verfnögensteuergesetzes 

Das Vermögensteuergesetz vom 16. Ok- 
tober 1934 (RGBl. I S. 1052) in der Fassung 
des Artikels 1 der Verordnung zur Änderung 
des Vermögensteuergesetzes vom 31. Oktober 
1939 (RGBl. I S. 2138), der Verordnung zur 
Änderung des Vermögensteuergesetzes vom 
7. Dezember 1944 (RGBl. I S. 337) und 

a) für das Gebiet des früheren Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes: des Artikels III des 
Anhangs zum Gesetz Nr. 64 zur vorläufi- 
gen Neuordnung von Steuern vom 
22. Juni 1948 (Beilage Nr. 4 zum Gesetz- 
und Verordnungsblatt des Wirtschafts- 
rates des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
Jahrgang 1948), 

b) für das Land Baden: des Zweiten Landes- 
gesetzes zur vorläufigen Neuordnung von 
Steuern vom 17. Dezember 1948 (Badi- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 
S. 33), 

c) für das Land Rheinland-Pfalz: der Landes- 
verordnung zur Änderung des Vermögen- 
steuergesetzes vom 15. Februar 1949 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz I S. 72), 


d) für das Land Württemberg-Hohenzollern: 
des Gesetzes zur Ergänzung des Steuer- 
reformgesetzes vom 3. Dezember 1948 
(Regierungsblatt für das Land Württem- 
berg-Hohenzollern 1949 S. ,9), 

e) für den bayerischen Kreis Lindau: der 
Rechtsanordnung über die Steuerreform 
im Kreise Lindau vom 9. Februar 1949 
(Amtsblatt des bayerischen Kreises Lindau 
Nr. 7 vom 17. Februar 1949) 

wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 Ziffer 1 und der Einleitungs- 
satz von Ziffer 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Unbeschränkt vermögensteuer- 
pflichtig sind: 

1. natürliche Personen, die im Inland 
einen Wohnsitz oder ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt haben, vorbehalt- 
lich des § 2 Absatz 2 Ziffer 1; 

2. die folgenden Körperschaften, Per- 
sonenvereinigungen und Vermögens- 
massen, die ihre Gesdiäftsleitung 
oder ihren Sitz im Inland haben, 
vorbehaltlich des § 2 Absatz 2 Zif- 
fer 2;“ 

2. In § 1 Absatz 2 wird folgender Satz hin- 
zugefügt: 

„Außer Ansatz bleiben Vermögens- 
gegenstände der in § 77 des Bewer- 
tungsgesetzes genannten Art, die auf 
ein zum Inland gehörendes Gebiet 
außerhalb des Bundesgebietes entfallen, 
wenn in diesem Gebiet Personen, die 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Bundesgebiet haben, als 
beschränkt vermögensteuerpflicht be- 
handelt werden.“ 

3. In § 2 werden 

a) der bisherige Absatz 2 gestrichen, 

b) folgende neue Absätze hinzugefügt: 
„(2) Absatz 1 gilt entsprechend: 
l.für natürliche Personen, die weder 

einen Wohnsitz noch ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Bundesgebiet, 
aber einen Wohnsitz oder ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt in einem 
zum Inland gehörenden Gebiet 
außerhalb des Bundesgebietes haben, 
wenn in diesem Gebiet Personen, die 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt iip Bundesgebiet haben, 
als beschränkt Vermögens teuerpf lieh - 
ig behandelt werden; 
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2. für Körp^ä^sdhäftcn, Personcnvercini- 
gungca und Vermögensmassen, die 
weder ihre Gesdiäf tsleitung noch 
ihren Sitz im Bundesgebiet, aber 
ihre Gesdiäftsleitung oder ihren 
Sitz in einem zürn Inland gehören- 
den Gebiet außerhalb des Bundcs- 
ebietis haben, wenn in diesem Ge- 
iet Körperschaften, Perspnenver- 
einigungen und Vermögensmassen, 
die ihre Geschäftsleitung oder ihren 
Sitz- im Bundesgebiet haben, als be- 
schränkt vermögensteuerpfliditig be- 
handelt werden. 

(3\ Die beschränkte Vermögensteuer- 
pnicht erstreckt sich nur auf das In- 
landsvermögen. Außer Ansatz bleiben 
Vermögensgegenstände der in § 77 des 
Bewertüngsgcsetzes genannten Art, die 
auf ein zum Inland gehörendes Gebiet 
außerhalb des Bundesgebietes ent- 
fallen, wenn in diesem Gebiet Per- 
sonen, die ihren Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Bundes- 
gebiet haben, als beschränkt vermö- 
gensteuetpflidhtig behandelt werden. 

4. § 3 Absatz 1 Ziffern 1 und 2 erhalten 
folgende Fassung: 

„1. Die Reichsbank, die Bank deutscher 
Länder, die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau, die Deutsche Renten- 
bank, die Deutsdie Rentenbank- 
Kreditanstalt und die Landes- 
zentralbanken; 

2. Staatsbanken, soweit sie Aufgaben 
staatswirtschaftlicher Art erfüllen;“ 

5. In § 3 Absatz 1 werden ersetzt 

a) in Ziffer 3 die Worte „dem Reich“ 
durch die Worte „dem Bund“; 

b) in Ziffer 7 die Worte „näherer An- 
ordnung des Reidisministers der Fi- 
nanzen“ durch die Worte „Maßgabe 
einer Rechts Verordnung“. 

6. In S 6 Absatz 1 Ziff er2 werden folgende 
Worte hinzugefügt: 

„und bei Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung, die das Stammkapital ge- 
mäß S 35 Absatz 1 des D-Markbilanz- 
gesetzes neu festgesetzt haben, ein Be- 
trag von 5 000 Deutsche Mark.“ 

7. In § 10 Absatz 1 werden die Worte „Der 
Reichsminister der Finanzen kann“ durch 
die Worte „Die für die Finanzverwaltung 
zuständigen obersten Landesbehörden 


können mit ^Zustimmung ^cs Bundesmini- 
sters der Finanzen“ ersetzt. 

8. In § 12 Absatz 1 Satz 2 werden die Worte 
„Der Reichsminister der Finanzen kann 
bestimmen“ durch die Worte „Durch 
Rechtsverordnung kann bestimmt wer- 
den“ ersetzt. 

9. In S 13 Absatz 1 wird der Satz „Der 
Reidisminister der Finanzen kann dfe 
Wertgrenzen (Ziffer 1) anders festsetzen“ 
durch den Satz „Durch Rechtsverordnung 
können die Wertgrenzeri (Ziffer 1) anders 
festgesetzt werden“ ersetzt. 

10. § 21 erhält folgende Fassung: 

421 

Ausdehnung des Kreises der Steuer- 
pflichtigen 

Durch Rechtsverordnung können 
andere Personenvereinigungen als die 
in § 1 Absatz 1 Ziffer 2 genannten 
für unbeschränkt steuerpflichtig er- 
klärt und ihre Besteuerung geregelt 
werden.“ 

114 22 erhält folgende Fassung: 

4 22 

Genossenschaften 

Durch Rechtsverordnung kann für 
bestimmte Gruppen von Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften, für Zen- 
tralkassen ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform und für die Deutsche Ge- 
nossenschaftskasse eine Befreiuig von 
der Vcrmögeü^cuer öder die Anwen- 
dung eines ermäßigten Steuersatzes 
vorgeschricben oder die Ermittlung 
ihres Betriebsvermögens besonders ge^ 
regelt werden.“ 


Abs^hitt n 
Sonstige Bestimmungen 

§3 

Abrundung auf den 21. Juni 1948 

Abweichend von § 25 des Bewertungs- 
gesetzes in der Fassung des § 1 Ziffer 8 dieses 
Gesetzes werden die Einheitswerte der ge- 
werblichen Betriebe bei der Hauptfeststellung 
auf den 21. Juni 1948 auf volle 100 Deutsche 
Mark nach unten abgerundet. 
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S 4 


Stichtag für umlaufende Betriebsmittel 


Für Fortschreibungen und Nachfeststellun- 
gen von Einheitswerten auf den 21. Juni 1948 
und für die Haupt Veranlagung 1949 der Ver- 
mögensteuer ist § 32 Absatz 2 des Bewer- 
tungsgesetzes nicht anzuwenden. Auch für 
den Umfang und die Bewertung der um- 
laufenden Betriebsmittel des landwirtschaft- 
lichen Vermögens, des Weinbauvermögens, 
des gärtnerischen Vermögens und des übrigen 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens ist 
der Stand vom Beginn des 21. Juni 1948 zu- 
grunde zu legen. 


§5 

Land- und Forstwirtschaftliche Betriebe 
mit Buchführung 

(1) Der Betrag, der nach § 75 Absatz 3 Zif- 
fer 2 des D-Markbilanzgesetzes in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des D-Markbilanzgesetzes vom 28. De- 
zember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 811) in der 
Anfangs Vermögensübersicht auf den 21. Juni 
1948 dem zuletzt 'festgestellten Einheitswert 
hinzuzurechnen ist, ist auch bei Neuveranla- 
gungen der Vermögensteuer auf den 1. Januar 
1951 zu übernehmen. 

(2) Wird in den Fällen des Absatzes 1 der 
Einheitswert des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens neu festgestellt, so ist bei 
Neu veranlagungen der Vermögensteuer auf den 
1. Januar 1950 oder den 1. Januar 1951 dem 
neuen Einheitswert des land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögens der Betrag hinzuzu- 
rechnen, der nach § 75 Absatz 3 Ziffer 2 des 
D-Markbilanzgesetzes in der Fassung des Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des 
D-Markbilanzgesetzes vom 28. Dezember 1950 
(Bundesgesetzbl, S. 811) der Anfangsvermö- 
gensübersicht auf den 21. Juni 1948 hinzuzu- 
rechnen war. Wird der Einheitswert des land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögens herabge- 
setzt, so ist auch der' hinzuzurechnende Betrag 
gegebenenfalls entsprechend zu mindern. 


S 6 


Betriebsgrundstüche 


(1) Soweit ein Betriebsgrundstüch bei der 
Hauptfeststellung des Einheitswertes des ge- 
werblichen Betriebes auf den 21. Juni 1948 
auf Grund der Vorsdiriften der §5 1^ und 
75 des D-Markbilanzgesetzes mit einem 
höheren Wert als dem Einheitswert angesetzt 
ist, ist dieser höhere Wert auch bei Wertfort- 


schreibungen des Einheitswertes des gewerb- 
lichen Betriebes für die Feststellungszeit- 
punkte vom 1. Januar 1950 und 1. Januar 
1951 zu übernehmen. 

(2) Wird in den Fällen des Absatzes 1 der 
Einheitswert des Betriebsgrundstückes neu 
festgestellt, so ist bei Wertfortschreibungen 
des Einheitswertes des gewerblichen Betriebes 
auf den 1. Januar 1950 oder den 1. Januar 
1951 dem neuen Einheitswert des Betriebs- 
grundstückes der Wertunterschied zwischen 
dem bisherigen Einheitswert des Betriebs- 
grundstückes und dem In die DM-Eröffnungs- 
bllanz für dieses Betriebsgrundstück einge- 
stellten Wert hinzuzurechnen. Wird der Ein- 
heitswert des Betriebsgrundstückes herabge- 
setzt, so ist auch der Wert unterschied gege- 
benenfalls entsprechend zu mindern. 

§ 7 

Pensionsrückstellungen und andere Rück- 
stellungen 

(1) Pensionsrückstellungen und andere Rück- 
stellungen sind bei der Hauptfeststellung der 
Einheitswerte cier gewerblichen Betriebe auf 
den 21. Juni 1948 in der Höhe zu berücksich- 
tigen, in der sie in die DM-Eröffnungsbllanz 
auf Grund der Vorschriften des D-Mark- 
bilanzgesetzes eingestellt sind. Soweit Rück- 
stellungen in die DM-Eröffnungsbilanz ein- 
gestellt sind, sind sie ohne Berücksichtigung 
der inzwischen eingetretenen Änderungen auch 
noch bei Wertfortschreibungen der Einheits- 
werte der gewer^b liehen Betriebe auf den 1. Ja- 
nuar 1950 und den 1. Januar 1951 anzu- 
setzen. 

(2) Die Rückstellung für Pensionsverpflich- 
tungen (einschließlich der Anwartschaften) 
darf bei der Hauptfeststellung der Einheits- 
werte der gewerblichen Betriebe auf den 
21. Juni 1948 auf den Betrag erhöht werden, 
der der Summe der nach dem Bewertungsge- 
setz berechneten Kapital werte der einzelnen 
am 21. Juni 1948 laufenden Pensionen (ohne 
die Anwartschaften) entspricht. Wird von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, so ist in die 
steuerliche Eröffnungsbilanz für die Steuern 
vom Einkommen und Ertrag eine Rückstel- 
lung in gleicher Höhe einzusetzen. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Bei Geldinstituten, Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen verbleibt es für 
Rückstellungen bei den Bestimmungen des Be- 
wertungsgesetzes, soweit nicht Im Umstellungs- 
gesetz, den Durchführungsverordnungen dazu 
und in den Richtlinien der Bank deutscher 
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Länder, der Versidberungsaufsiditsbebörden 
und der Bauspark assenaufsiditsbehör den für 
die Erstellung der Umstellungsredinung etwas 
anderes bestimmt ist oder wird. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 


§ 8 


Geldinstitute, V ersidierungsunter nehmen 
und Bausparkassen 


Bei Geldinstituten, Versidierungsunterneh- 
men und Bausparkassen sind bei der Haupt- 
feststellung der Einheitswerte auf den 21. Juni 
1948 sowie bei Wertfortschreibungen auf den 

1. Januar 1950 und den 1. Januar 1951 für 
die bereits am 21. Juni 1948 vorhandenen' 
Vermögensteile die hierfür nach den geltenden 
Vorschriften in die Umstellungsrechnung ein- 
gestellten Werte zugrunde zu legen. 


§ 9 

Bewertung von Wertpapieren 

(1) Für die Bewertung der Wertpapiere bei 
der Hauptveranlagung 1949 der Vermögen- 
steuer gilt folgendes: 

1. Wertpapiere, für die keine Steuerkurs- 
werte festgesetzt, jedoch Werte von der 
Bank deutscher Länder für die Umstellungs- 
rechnung der Geldinstitute mit Stichtag 
vom 31. Dezember 1948 im öffentlichen 
Anzeiger oder in den amtlichen Bekannt- 
machungsorganen der Länder der französi- 
schen Zone veröffentlicht worden sind, sind 
mit diesen Werten anzusetzen. 


2. Wertpapiere von Ausstellern im Währungs- 
gebiet und in Groß-Berlin (West), die sich 
im Girosammeldepot befinden, sowie an- 
dere Wertpapiere von Ausstellern im Wäh- 
rungsgebiet und in Groß-Berlin (West), für 
die Lieferbarkeitsbescheinigungen nach den 
„Richtlinien für die Bescheinigung der Lie- 
ferbarkeit von Wertpapieren“ nicht erteilt 
worden sind und auch nicht mehr erteilt 
werden* können, sind mit 70 v. H. des 
Steuerkurswertes oder des sonstigen Wertes 
anzusetzen, der für das Wertpapier maß- 
gebend ist. Als Wertpapiernennbetrag ist 
der Betrag zugrunde zu legen, der sich aus 
der Gutschrift auf Sammeldepot nach dem 
Wertpapierbereinigungsgesetz ergibt. 

(2) Die Vorschriften der §§ 22 und 75 des 
D-Markbilanzgesetzes über die Bewertung der 
Wertpapiere bleiben durch Absatz 1 un- 
berührt. 


Abschnitt in 

Durchführung des Gesetzes 
§ 10 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates 
L zur Durchführung dieses Gesetzes, des Be- 
wertungsgesetzes, des Vermögensteuer- 
gesetzes und 

1. für das Gebiet des früheren Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes, für das Land Würt- 
temberg-Hohenzollern und für den 
bayerischen Kreis Lindau: des Gesetzes 
über die Vermögensteuerveranlagung 
für die Zeit ab 1. Januar 1949 und die 
Vermögensteuer für das zweite Kalen- 
derhalbjahr 1948 vom 3. Juni 1949 
(WiGBl. S. 83) in Verbindung mit der 
Verordnung vom 21. Dezember 1949 
(Bundesgesetzbl. 1950 S. 2), 

2. für das Land Baden: des Landesgesetzes 
vom 21. September 1949 (Badisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 392), 

3. für das L^d Rheinland-Pfalz: des Lan- 
desgesetzes vom 6. September 1949 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz I S. 474) 

Rechtsverordnungen zii erlassen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit bei 
der Besteuerung und zur Beseitigung von 
Unbilligkeiten und Härtefällen erforder- 
lich ist, und zwar 

a) über die Abgrenzung der Steuerpflicht, 

b) über die sachlichen Befreiungen bei 
Personenvereinigungen, bei politischen 
Parteien und politischen Vereinen und 
bei Schachtelgesellschaften, 

c) über die Ermittlung des Gesamtver- 
mögens und des Inlandsvermögens, 

, d) über die Veranlagung und die Steuer- 
entrichtung, 

11. die in den §§ 21 und 22 des Bewertungs- 
gesetzes sowie in den §§ 3, 12, 13, 21 und 
22 des Vermögensteuergesetzes vorgesehe- 
nen Rechtsverordnungen zu erlassen. 

Abschnitt IV 
Schlußbestimmungen 
§ 11 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Vermögen- 
steuergesetzes und der Durchführungsverord- 
nung zum Vermögensteuergesetz mit neuem 
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Datum, unter neuer Obersdhirift und ln neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und da- 
bei Unstimmigkeiten des Wortlautes zu be- 
seitigen. 

(2) Dieses Gesetz gilt vorbehaltlich des 
Satzes 2 erstmals bei der Hauptfeststcllung 
der Einheitswerte für die wirtschaftlichen 
Einheiten, des Betriebsvermögens auf den 
21- Juni 1948 und bei der Hauptveranlagung 


1949 der Vermögensteuer. § 1 Ziffer 8 ist 
erstmals bei Fortschreibungen auf den 1. Ja- 
nuar 1951 anzuwenden. § 2a der Durchfüh- 
rungsverordnung zum Bewertungsgesetz wird 
mit Wirkung vom 1. Januar 1951 ab auf- 
gehoben, 

(3) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemein 

In § 18 des Gesetzes über die Vermögensteuer- 
Veranlagung vom 3. Juni 1949 ist vorgesehen, 
daß die Bewertung des Vermögens für die 
Hauptveranlagung 1949 (d. i. die allgemeine 
Veranlagung der Vermögensteuer für die 
^Kalenderjahre 1949/51, vgl. § 1 des Gesetzes) 
durch ein besonderes Gesetz geregelt werden 
soll, soweit sie durch das Gesetz vom 3. Juni 
1949 noch nicht geregelt ist. Eine gleiche Vor- 
schrift ist in den entsprechenden Gesetzen 
der Länder der französischen Besatzungszone 
enthalten. 

Bewertungs Vorschriften sind inzwischen durch 
das D-Markbilanzgesetz erlassen worden. Für 
Geldinstitute, Versicherungsuntemehmen und 
Bausparkassen, für die das D-Markbilanz- 
gesetz picht unmittelbar Anwendung findet, 
gelten entsprechende Richtlinien, die auf 
Grund der in der 2., 23. und 33, Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
erteilten Ermächtigungen aufgestellt sind. 

Es sind noch einige ergänzende Vorschriften 
erforderhch. Sie dienen zum Teil dem Zweck, 
die Bewertung so zu gestalten, daß das fest- 
gestellte Vermögen auch für eine etwaige 
Lastenausgleichsabgabe verwendet werden 
kann, ohne daß abweichende Feststellungen 
erforderlich werden. 

Im einzelnen 

Zu § 1: 

Das Bewertungsgesetz wird in absehbarer 
Zeit neu gefaßt werden müssen, bevor eine 
Hauptfeststellung von Einheitswerten für das 
land- und forstwirtschaftliche Vermögen und 
für das Grundvermögen durchgeführt werden 
kann. Es empfiehlt sich deswegen zur Zeit 
nicht, eine völlige Neufassung durchzuführen. 
Wohl aber müssen einige Änderungen vor- 
genommen werden, die für die Zwecke des 
Lastenausgleichs oder aus sonstigen Gründen 
wichtig erscheinen. 

Zu Ziffern 2, 4 bis 6 und 16: 

Soweit bei Bewertungen der Zinssatz eine 
Rolle spielt, geht das Gesetz von einem Zins- 
satz von 4 V. H. aus. Allerdings ist im §78 


die Ermächtigung erteilt, im Verordnungs- 
wege einen abweichenden Zinssatz festzu- 
legen. Von dieser Ermächtigung war früher 
durch die §§ 75 und 76 der Durdxführungs- 
verordnung zürn Reichsbewertungsgesetz Ge- 
brauch gemacht und ein Zinssatz von 5,5 v. H. 
festgelegt worden. Als gegen Ende des Krie- 
ges die Zinsverhältnisse sich ermäßigt hatten, 
wurden diese Vorschriften durch die Ver- 
ordnung vom 8. Dezember 1944 (RGBl. I 
S. 338) beseitigt. Seitdem gilt der im Gesetz 
vorgesehene Zinssatz von 4 v. H. Er ent- 
spricht nicht mehr den heutigen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen. Für gesicherte lang- 
fristige Kredite gilt zur Zeit ein höherer Zins- 
satz. Es erscheint angebracht, zu dem früher 
eingeführten Zinssatz von 5,5 v. H, zurück- 
zukehren. Dadurch wird auch die früher be- 
stehende und im Jahre 1944 zerstörte Über- 
einstimmung mit dem Vervielfältiger 18 her- 
gestellt, der entsprechend einem Zinssatz von 
5,5 V. H. bei Ermittlung des Ertragswertes 
des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 
angewendet wird (vgl. § 3a Absatz 2 RBew- 
DV in der Fassung der Verordnung vom 
8. Dezember 1944). 

Einige der Vorschriften, für die der Zinssatz 
bedeutsam ist, müssen auch aus anderen 
Gründen geändert werden (vgl. unten zu 
Ziffern 2 und 5). Es empfiehlt sich nicht, 
diese Änderungen im Gesetz auf einen Zins- 
satz von 4 V. H. zuzuschneiden, obwohl fest- 
steht, daß ein anderer Zinssatz maßgebend 
sein soll. Deshalb ist vorgesehen, den Zins- 
satz von 5,5 V. H. im Gesetz selbst festzulegen 
und seine Bestimmung nicht einer besonderen 
Rechtsverordnung zu überlassen. Es kann da- 
mit gerechnet werden, daß sich die Zinsver- 
hältnisse bis zu der beabsichtigten Neu- 
fassung des Bewertungsgesetzes nicht wesent- 
lich ändern werden. Sollte das trotzdem der 
Fall sein, würde eine Änderung im Wege des 
Gesetzes annehmbar keine Schwierigkeiten 
bereiten. 

Die Vorschriften über den Zinssatz sind nicht 
nur für die Vermögensbesteuerung, sondern 
auch für andere Steuern, insbesondere 
Erbschaftsteuer und die Grunderwerbsteuer 
von Bedeutung. 
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Zu Ziffer 1: 

Der Zusatz „Reichs“ kann ohne sachliche 
Nachteile entbehrt werden. 

Zu Ziffer 2: 

§ 14 Absatz 3 des Bewertungsgesetzes befaßt 
sich mit der Ermittlung des Gegenwarts- 
wertes unverzinslicher befristeter Forderun- 
gen und Schulden. Die Vorschrift schreibt 
Bewertung mit dem Wert vor, der nach Ab- 
zug der Jahreszinsen bis zur Fälligkeit ver- 
bleibt. 

Beispiel: 

Eine unverzinsliche Forderung oder 
Schuld von 10 000 DM ist nach 10 Jahren 
fällig. Von dem Betrag von 10 000 DM 
sind zehnmal Jahreszinsen von 4 v. H., 
also 10 X 400 DM, zusammen 4000 DM 
abzuziehen. Als Gegen warts wert ver- 
bleiben 6000 DM. Würde der Zinssatz 
von 5,5 V. H. zugrunde gelegt werden, 
würden 10 X 550 DM, also 5500 DM zu 
kürzen sein. Der Gegen warts wert würde 
4500 DM betragen. 

Diese Bewertungsmethode ist, wie die Be- 
gründung zum Reichs'bewertungsgesetz aus- 
drücklich hervorhebt, mit Rücksicht auf ihre 
Einfachheit gewählt worden, obwohl sie un- 
genau ist. An dieser Ungenauigkeit kann — 
insbesondere für die Zwecke des Lastenaus- 
gleichs — nicht festgehälten werden. Die An- 
wendung der sogenannten Leibniz’schen For- 
mel führt, wie auch in der Begründung zum 
Reichsbewertungsgesetz, betont ist, zu einer 
genauen Berechnung. Sie ermittelt den Gegen- 
wartswert unter Abzug von Zwischenzinsen 
und Berücksichtigung von Zinseszinsen. 

Beispiel: 

In dem obigen Beispiel würde der Gegen- 
wartswert bei einem Zinssatz von 4 v. H. 
6756 DM und bei einem Zinssatz von 
5,5 v. H. 5854 DM betragen. 

Der Gegen wartswert ist bei diesem Ver- 
fahren höher als bei dem bisherigen 'Ver- 
fahren. Das gilt sowohl für die zum Ver- 
mögen gehörenden Forderungen als auch für 
die von ihm zu kürzenden Schulden, wirkt 
sich also nicht etwa einseitig aus. 

Die Schwierigkeiten, die sich der Anwendung 
dieser Methode entgegenzustellen scheinen, 
lassen sidi durch Herausgabe einer Hilfst afel 
überwinden, wie sie bisher schon zur Be- 
rechnung des Kapitalwerts einer Rente zu 


§15 Absatz 1 des Bewertungsgesetzes üblLcli 
war. Durch die vorgesehene Änderung wird 
erreicht, daß die Bewertungsmethoden des 
§14 Absatz 3 und des §15 Absatz 1 überein- 
stimmen und daß es nicht mehr wie bisher 
Vorkommen kann, daß bei ^wendimg des 
§ 14 Absatz 3 sich ein niedrigerer Wert er- 
gibt als bei Anwendung des § 15 Absatz 1. Es 
spielt also keine Rolle mehr, ob ein Recht auf 
mehrere künftige Jahresleistungen nach § 14 
Absatz 3 als Recht auf mehrere unverzins- 
liche Kapitalbeträge mit verschiedenen Fällig- 
keitstagen oder nach § 15 Absatz 1 als ein 
einheitliches Recht auf wiederkehrende Lei- 
stungen angesehen wird. 

ZuZiffer3: 

Nach § 14 Absatz 4 des Bewertungsgesetzes 
werden . noch nicht fällige Ansprüche aus 
Uebens-, Kapital- oder Rentenversicherungen 
mit zwei Dritteln der eingezahlten Prämien 
bzw. mit dem Rückkauf swert bewertet. 
Grundsätzlich wäre es möglich, bei der Ver- 
mögensteuer-Hauptveranlagung 1949 § 14 Ab- 
satz 4 mit der Maßgabe anzuwenden, daß die 
bis zum 21. Juni 1948 gezahlten Prämien im 
Verhältnis 10 RM gleich 1 DM umzurechnen 
sind. Ein großer Teil der Versicherungs- 
nehmer kann den Beginn und die Höhe seiner 
bis zum 21. Juni 1948 geleisteten Prämien- 
zahlungen nicht mehr feststellen, weil die 
Versicherungsunterlagen durch Kriegseinwir- 
kung, Evakuierung usw. verloren gegangen 
sind. Die Folge würde sein, daß die Ver- 
sicherungsuntemehmen mit Anfragen über 
gezahlte Prämien bzw. über den Rückkaufs- 
wert — während dieser früher nach Tabellen 
abgelesen werden konnte, muß er mm in 
jedem einzelnen Fall besonders errechnet 
werden — stark belastet würden. Diese Ar- 
beitsbelastung ist für die Versicherungsunter- 
nehmen nicht tragbar. Es muß deshalb eine 
Hilfsmethode angewandt werden, die es dem 
Steuerpflichtigen ermöglicht, auf einfachste 
Weise den Wert selbst zu ermitteln. 

Nach den für die Abwertung von Verbind- 
lichkeiten aus Lebensversicherungen gelten- 
den Bestimmungen (§ 6 WO und § 1 VO vom 
5. Juli 1948) wird jede Lebensversicherung in 
zwei Teile zerlegt, und zwar in einen Teil, 
der bereits bezahlt ist, und in einen Teil, für 
den noch die Prämien zu zahlen sind. Ab- 
gewertet wird nur der erste Teil, der also 
bereits bezahlt ist. Die Berechnung erfolgt 
nach der Formel x X m wobei x "= die Ver- 
n 
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sicherungssumme, m ^ die Dauer der Prä- 
mienzahlung bis zum Währungsstichtag bzw, 
die Dauer vom Währungsstichtag bis zum 
Ablauf der Versicherung und n = die Dauer 
der gesamten Prämienzahlung darstellt. 

Beispiel A: 

Versicherungssumme 10 000 RM, Beginn 
der Prämienzahlung 1946, Beitragsdauer 
20 Jahre. Es ergibt sich folgende Zer- 
legung: 

A. Bezahlter Teil 10 000 X 2 ^ 1000 

lö 

B. UnbezahlterTeil 10 000 X 18 9000 

lö 

Nicht abgewertet wird Teil 
B - 9000 DM 

Abgewertet wird Teil A im 
Verhältnis 1:10 = 1000 : 10 = 100 DM 
Teil B 1 abgewerteter Teil A 
ergibt die neue Versicherungs- 
summe = 9000 100 9100 DM 

Der Verlust des Versiche- 
rungsnehmers beträgt also 
9T0 des Teiles A (1000 X 
9/10) ^ 900 DM 

Unterschied zwischen der alten Ver- 
sicherungssumme und der auf Deutsche 
Mark umgestellten Versicherungs- 
summe: 

10 000 DM alte Versicherungssumme 
— 9 100 DM neue Versiciierungssumme 
900 DM " 9/10 des bezahlten 
Teils. 

Beispiel B : 

Versicherungssumme 10 000 RM, Beginn 
der Prämienzahlung 1930, Beitragsdauer 
20 Jahre. Es ergibt sich die folgende Zer- 
legung: 

A. Bezahlter Teil 10 000 X 18 =" 9000 

lö 

B. UnbezahlterTeil 10 000 X 2 1000 

“20 

Nicht abgewertet wird Teil 
B = 1000 DM 

Abgewertet wird Teil A im 
Verhältnis 1:10-- 9000 : 10 =- 900 DM 
Teil B ( abgewerteter Teil A 
ergibt die neue Versicherungs- 
summe 1000 X 900 = 1900 DM 

Der Verlust des Versiche- 
rungsnehmers beträgt also 
9/10 des Teiles A (9000 X 
9/10) =8100 DM 


Der abgewertete Teil der bezahlten Versiche- 
rungsbeträge — im Beispiel A 100 DM, im 
Beispiel B 900 DM — zuzüglich des nicht ab- 
gewerteten Teils gelangt bei Eintritt des Ver- 
sicherungsfalles bzw. nach Ablauf der Ver- 
sicherungsdauer zur Auszahlung. 

Noch nicht fällige Ansprüche aus Lebens-, 
Kapital- oder Rentenversicherungen werden 
nach § 14 Absatz 4 des Bewertungsgesetzes 
nicht mit der vollen Versicherungssumme an- 
gesetzt, sondern nur mit dem Jetztwert, d. h. 
dem Rückkaufswert. Bei der Berechnung des 
Rückkaufs wertes des durch die Währungs- 
umstellung abgewerteten Teiles der Versiche- 
rungssumme — im Beispiel A 100 DM, im 
Beispiel B 900 DM — muß die Dauer bis 
zum Ablauf der Versicherung berücksichtigt 
werden. Die Versicherungsunternehmen set- 
zen im Durchschnitt für den Rückkaufswert 
die Hälfte der durch Prämienzahlung ge- 
deckten Versicherungssumme — beitragsfreie 
Summe — an. Im Beispiel A beträgt sie bis 
zur Währungsumstellung 100 DM und im 
Beispiel B 900 DM. Diese Summe ist 1/9 des 
Unterschiedsbetrages zwischen der alten und 
der umgestellten Versicherungssumme. Die 
Hälfte davon ist 1/18; 1/18 wiederum ist rund 
6 V. H. 

Der noch nicht fällige Anspruch aus der 
Lebensversicherung ist am Stichtag der Wäh- 
rungsumstellung sonach zu bewerten: 

im Beispiel A mit 6 v. H. von 900 DM 
54 DM, 

im Beispiel B mit 6 v. H. von 8100 DM 
= 486 DM. 

Eine Hinzurechnung von zwei Dritteln der 
nach der Währungsumstellung eingezahlten 
Prämien oder Kapitalbeiträge kommt bei der 
Vermögensermittlung auf den 21. Juni 1948 
nicht in Betracht. Die Bestimmung über diese 
Hinzurechnung greift erst Platz bei einer 
Vermögensermittlung auf Veranlagungszeit- 
punkte, die nach dem 21. Juni 1948 liegen. 

Versicherungen, deren Wert nach vorstehen- 
den Ausführungen insgesamt 5000 DM nicht 
übersteigt, gehören nach § 67 Ziffer 6 des 
Bewertungsgesetzes nicht zum sonstigen Ver- 
mögen. 

Zu Ziffer 4: 

Die Neufassung enthält nur die Änderungen 
der Zahlen, die sich aus dem Zinssatz von 
5,5 V. H. gegenüber dem bisherigen Zinssatz 
von 4 V. H. ergeben. 
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Zu Ziffer 5: 

Die Liste der Vervielfacher zur Ermittlung 
des Kapitalwerts bei lebenslänglichen Nut- 
zungen und Leistungen stimmt bis zu einem 
Alter von 45 Jahren mit der früher gelten- 
den überein. Bei höherem Lebensalter ist die 
Liste insofern erweitert worden, als der Ver- 
vielfacher nicht mehr wie bisher um mehrere 
Punkte springen soll, sondern immer nur um 
1 Punkt von dem vorhergehenden abweicht. 
Die Vervielfältiger sind unter entsprechender 
Abrundung aus der Sterblichkeitstafel für die 
Jahre 1932 — 1934 abgeleitet worden. 

Zu Ziffer 6: 

Hier ist nur der Zinssatz geändert worden. 
Zu Ziffer 7: 

Die Änderung trägt den Vorschriften des 
Artikels 80 des Grundgesetzes Rechnung. 

Zu Ziffer 8: 

§ 22 regelte in seiner ursprünglichen Fassung 
die Voraussetzungen für Wertfortschreibun- 
gen. Die Vorschriften sind wiederholt ge- 
ändert worden und dadurch unübersichtlich 
geworden. Das Fortschreibungsgesetz vom 
10. März 1949 brachte für Wertfortschreibun- 
gen zum 21. Juni 1948 neue Wertgrenzen, ließ 
aber für Wertfortschreibungen auf künftige 
Stichtage den bisherigen Rechtszustand un- 
berührt. Durch Artikel VI des Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 13 sind die Grenzen wieder ein- 
geführt worden, die durch eine Verordnung 
vom 4. April 1943 (RStBl, 1943 S. 321) fest- 
gelegt worden waren. Das sind eine Bruch- 
teilsgrenze von einem Fünftel, eine Mindest- 
grenze von 500 DM und eine feste Grenze 
von 200 000 DM. Diese Grenzen gelten zur 
Zeit für den Grundbesitz ohne Rücksicht dar- 
auf, ob Bestandsveränderungen vorliegen 
oder nicht. Durch das Gesetz vom 3. Juni 1949 
sind für das Betriebsvermögen neue Grenzen 
eingeführt worden, und zwar eine Bruchteils- 
grenze von einem Zehntel und eine Mindest- 
grenze von 1000 DM, aber keine feste Grenze. 
Aus der Praxis heraus ist angeregt worden, 
die Vorschriften über die Wertgrenzen wieder 
wie früher einheitlich zu gestalten. Dieser 
Anregung soll entsprochen werden. Dabei er- 
scheint es nicht angebracht, an den erst vor 
kurzem festgelegten Wertgrenzen für das Be- 
triebsvermögen etwas zu ändern. Nur eine 
feste Grenze von 10 000 DM soll hinzugefügt 
und die Mindestgrenze auf 500 DM herab- 
gesetzt werden. Die so gestalteten Grenzen 


müssen dann auch für den Grundbesitz gel- 
ten. Bei diesem soll ähnlich wie früher eine 
Ausnahme bei Bestandsveränderungen gelten. 
Es sollen aber nur Änderungen der Flächen 
als Bestandsveränderungen berücksichtigt 
werden. Die Fälle der Flächenänderungen 
haben bisher zu Schwierigkeiten und Un- 
billigkeiten geführt. 

Beispiel: 

Eine Siedlerstelle im Einheitswert von 
5000 DM wird aus einem großen land- 
wirtschaftlichen Betrieb mit einem Ein- 
heitswert von 200 000 DM abgezweigt. 
Für die Siedlerstelle ist eine Nachfest- 
stellung vorzunehmen. Der Einheitswert 
des Großbetriebes bleibt nach den bis- 
herigen Vorschriften unverändert, da für 
den Großbetrieb die Wertgrenzen nicht 
überschritten sind. 

Die Beteiligten empfinden die dabei ein- 
tretende zweimalige Besteuerung der abge- 
zweigten Fläche mit Recht als unbillig. Leb- 
hafte Auseinandersetzungen mit den Steuer- 
behörden (Finanzämtern und Gemeinde- 
behörden) sind die Folge. 

Künftig soll in solchen Fällen immer eine 
Wertfortschreibung durchgeführt werden. 
Dadurch wird zwar die Zahl der zu er- 
ledigenden Fälle vermehrt werden. Es kann 
aber damit gerechnet werden, daß eine nen- 
nenswerte Mehrarbeit bei den Finanzämtern 
nicht eintreten wird. Die Finanzämter be- 
kommen in allen Fällen von Flächenände- 
rungen Mitteilungen von den Grunderwerbs- 
steuerstellen. Sie müssen die sich daraus er- 
gebenden Änderungen in ihren Unterlagen 
vermerken und sich ohnehin mit allen diesen 
Fällen befassen. Oft müssen sie auch Berech- 
nungen anstellen, um zu ermitteln, ob die 
W>rtgrenzen überschritten werden. Zieht man 
noch die oft langwierigen und unerquick- 
lichen Auseinandersetzungen mit den Steuer- 
pflichtigen bei Verweigerung einer Fort- 
schreibung in Betracht, so ist der Schluß ge- 
rechtfertigt, daß es oft für die Finanzämter 
einfacher ist, die Wertfortschreibung durch- 
zuführen. 

Eine besondere Wertgrenze empfiehlt sich 
für diese Fälle nicht. Eine Grenze von 100 DM 
ergibt sich von selbst durch die Abrundungs- 
vorschriften (vgl. Ziffer 9). 

Die Wertforlschreibung wegen einer Flächen- 
änderung soll nicht, wie das sonst bei einer 
Wertfortschreibung möglich ist, dazu benutzt 
werden können, daß der Einheitswert auch 
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aus anderen Gründen geändert wird. Es ist 
de^alb in der Neufassung de® § 22 Absatz 1 
vorgesehen, daß der Einheitswert wegen 
Flächenänderung nur fortgesdiriieben wird, 
soweit sich durch die Flädienänderung eine 
Änderung des Einheitswertes ergibt. 

Bauliche Veränderungen an den Gebäuden 
sollen nicht mehr als Bestandsveränderungen 
gelten. Früher bezogen sich die niedrigen 
Wertgrenzen der Bestandsveränderungen auch 
auf die baulichen Änderungen (Neubau, An- 
bau, Aufbau, Abbruch, Abbrand u. dgl.). Das 
erscheint nicht erforderlich. Die zur 2^t gel- 
tenden wesentlich höheren Grenzen haben in- 
soweit zu keinen Schwierigkeiten geführt. Die 
demgegenüber schon ermäßigten allgemeinen 
Grenzen der Neufassung können auch für die 
baulichen Veränderungen gelten. 

Zu Ziffer 9: 

Die vorgesehene Abrundung ist abweichend 
vom Gesetz durch Verwaltungsanordnung des 
früheren Reidisministers der Finanzen fest- 
gelegt worden. Es wird noch jetzt allgemein 
danach verfahren. Das hat sich bewährt. Es 
ist aber erforderlich, der verändertlen Ab- 
rundung eine gesetzliche Grundlage zu geben. 
Wegen der Abnmdimg auf den 21. Juni 1948 
vgl. die Begründung zu § 3. 

Zu Ziffer 10: 

§ 61 Absatz 1 enthält die Ermächtigung, für 
Kapitalverwaltungsgesellschaften besondere 
Vorschriften zu erlassen. Nach Artikel 80 
Absatz 1 des Grundgesetzes ist diese Bestim- 
mimg, die weder Inhalt noch Zwech -und Aus- 
maß der Ermächtigung angibt, gegenstands- 
los. Da die Bestimmung ohnedies nicht von 
Bedeutung ist, erscheint es zweckmäßig, sie 
zu streichen. 

Zu Ziffer 11: 

Infolge der Einfügung einer Vorschrift über 
die Bewertung der noch nicht fälligen An- 
sprüche aus Lebens-, Kapital- od^ Renten- 
versicherungen aus der Zeit vor der Wäh- 
rungsumstellung als Absatz 5 in § 14 mxiß in 
§ 67 Ziffer 6 in der Klammer auch der Ab- 
satz 5 des § 14 angeführt werden. 

Zu Ziffer 12: 

Es erscheinl zweckmäßig, entsprechend der 
Vorschrift des Soforthilfegesetzes in § 3 Ab- 
satz 2 Ziffer 3 das nichtgewerbliche Vorrats- 
vermögen als sonstiges Vermögen zur Ver- 
mögensteuer heranzuziehen. Hierdurch sollen 
insbesondere die vor der Währungtsreform 


gehorteten Wirtschaftsgüter erfaßt werden. 
Nach § 68 Ziffer 5 des Bewertungsgesetzes ge- 
hören Hausrat und andere bewegliche kör- 
perliche Gegenstände, soweit sie nicht in § 67 
des Bewertungsgesetzes besonders aufgeführt 
sind, nicht zum sonstigen Vermögen. In § 67 
wird deshalb eine neue Vorschrift als Zif- 
fer 8a edngefügt, die das nichtgewerbliche 
Vorratsvermögen erfaßt, wenn der Wert ins- 
gesamt 1000 DM übersteigt. 

Zu Ziffer 13: 

Für die in § 67 Ziffern 10 und 11 genannten 
Gegenstände galten bisher hinsichtlich der 
Besteuerung weitgehende Ausnahmen. Diese 
Ausnahmen sollen gestrichen werden. Die bis- 
herige Begünstigungsvorschrift für Kunst- 
gegenstände, die von deutschen .Künstlern 
geschaffen sind, bleibt jedoch bestehen. Für 
Kunstgegenstände und Sammlungen wird 
außerdem die bisherige Grenze von 50 000 
DM durch eine Grenze von 10 000 DM er- 
setzt. 

u Z i f f er 14: 

Ansprüche aus der Lastenausgleichsgesetz- 
gebung sollen nicht steuerpflichtig sein. Das 
gilt insbesondere für Entschädigungs- 
ansprüche wegen Kriegsschäden. 

Z u Z i f f e r 15: 

Es kann zweifelhaft sein, ob Ansprüche auf 
Leistungen, die auf Grund gesetzlicher Vor- 
schriften zur Wiedergutmachung national- 
sozialistisdien Unrechts zu zahlen sind, unter 
die bisherigen Befreiungsvorschriften des § 68 
des Bewertungsgesetzes fallen. Diese Frage 
wird durch Einfügung der Ziffer 4 b in § 68 
klargestellt. 

Z u Z i f f er 16: 

§ 78 erteilt die Ermächtigung, einen anderen 
Zinsfuß als 4 v.H. zu bestimmen. Auf die 
allgemeine Begründung zu Ziffern 2, 4 bis 6 
und 16 wird Bezug genommen. In der bis- 
herigen Fassung kann § 78 nicht aufrecht er- 
halten werden. Es erscheint zweckmäßig, ihn 
zu streichen. 

Zu §2 Ziffer 1: 

Die Vorschriften in § 2 des Vermögensteuer- 
gesetzes über die beschränkte Steuerpflicht 
erfahren durch die Einfügung , des Absatzes 2 
in § 2 eine Änderung (vgl, Begründung zu § 2 
Z^dffer 3), die Personen mit Wohnsitz, ge- 
w'öhnJi ehern Aufenthalt, Geschäftsleitung und 
Sitz im Inland, aber außerhalb des Bundes- 
gebietes betrifft. Aus diesem Grunde muß in 
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§ 1 Ziffern 1 uaid 2 des Vermögensteuer- 
gesetzes der einschränkende Satz „vorbehalt- 
lich des § 2 Absatz 1 Ziffer 1 — Ziffer 2 — “ 
eingefügt werden. 

Zu §2 Ziffer 2: 

Nadi der bisher geltenden Bestimmung des 
§ 1 Absatz 2 des Vermögensteuergesetzes 
wird ein unbeschränkt Steuerpflichtiger mit 
seinem gesamten Vermögen zur Vermögen- 
steuer herangezogen. Gesamtvermögen ist das 
gesamte Vermögen im Sinn des Bewertungs- 
gesetzes, einerlei ob es sich im Inland oder 
im Ausland befindet (§ 4 des Vermögensteuer- 
gesetzes und §§ 73 — 76 des Bewertungs- 
gesetzes). Vermögen, das sich im Ausland be- 
findet, wird aber oft durch Doppelbesteue- 
rungsabkgmmen von der unbeschränkten 
Steuerpflicht ausgenommen. 

Eine Regelung der Vermögensbesteuerung der 
unbeschränkt Steuerpflichtigen im Verhältnis 
zu Gebieten, die zwar zum Inland gehören, 
aber außerhalb des Bundesgebietes liegen, 
besteht nicht. Grundsätzlich müßten deshalb 
unbeschränkt Steuerpflichtige mit Vermögen, 
das auf die vorbezeichneten Gebiete entfällt, 
auch im Bundesgebiet zur Vermögensteuer 
herangezogen werden, obwohl dieses Ver- 
mögen schon in diesen Gebieten zur Ver- 
mögensteuer erfaßt wird. Durch die Er- 
gänzung des § 1 Absatz 2 des Vermögen- 
steuergesetzes wird diese Doppelbesteuerung 
ausgeschaltet, wie dies auch bisher durch Ver- 
waltungsanweisungen der Finanzminister der 
Länder in der Praxis schon geschehen ist. 

Zu §2 Ziffer 3: 

Natürliche Personen mit Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichem Aufenthalt im Ausland sowie 
Körperschaften, Personen Vereinigungen und 
Vermögensmassen mit Geschäftsleitung oder 
Sitz im Ausland sind nach § 2 des Vermögen- 
steuergesetzes beschränkt vermogensteuer- 
pfliditig. Vorschriften darüber, wie Steuer- 
pflichtige, die weder einen Wohnsitz noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt bzw. weder 
ihre Geschäftsleitung noch ihren Sitz im 
Bundesgebiet, aber in einem zum Inland ge- 
hörenden Gebiet außerhalb des Bundes- 
gebietes haben, vermögensteuerlich zu be- 
handeln sind, bestehen nicht. Diese Steuer- 
pflichtigen werden durch die Ergänzung des 
§ 2 des Vermögensteuergesetzes entsprechend 
der im Gesetz zur Änderung des Einkommen- 
steuergesetzes* und des Körperschaftsteuer- 
gesetzes vom 29. April 1950 (BGBl. 1950 S. 95) 
durchgeführten Regelung den ausländischen 


natürlichen Personen und den ausländisdien 
Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen gleichgestellt. Voraus- 
setzung hierfür ist jedoch, daß die Steuer- 
pflichtigen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem 
Aufenthalt im Bundesgebiet in den zum In- 
land gehörenden Gebieten außerhalb des 
Bundesgebietes als • beschränkt vermögen- 
steuerpflichtig behandelt werden. 

Die beschränkte Vermögensteuerpflicht er- 
streckt sich grundsätzlich nur auf das In- 
landsvermögen im Siiyie d^ §77 des Be- 
wertungsgesetzes. Dieser Grundsatz kann 
nicht ohne Einschränkung aufrecht erhalten 
werden. Wie bei der Ermittlung des Ein- 
kommens bei beschränkt Steuerpflichtigen 
die in § 49 des Einkommensteuergesetzes auf- 
geführten Einkünfte, die in zum Inland ge- 
hörenden Gebieten außerhalb des Bundes- 
gebietes bezogen worden sind, außer Ansatz 
bleiben, so müssen auch bei der beschränkten 
Vermögensteuerpflicht die nach § 77 des Be- 
wertungsgesetzes zum Inlandsvermögen ge- 
hörenden Vermögensgegenstände außer Ansatz 
bleiben, die auf ein zum Inland gehörendes 
Gebiet außerhalb des Bundesgebietes ent- 
fallen. Voraussetzung für diese Regelung ist 
auch wieder, daß die Steuerpflichtigen mit 
Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im 
Bimdesgebiet in den zum Inland gehörenden 
Gebieten außerhalb des Bundesgebietes als 
beschränkt yermögensteuerpflichtig behandelt 
werden. 

Zu §2 Ziffer 4: 

Die Landeszentralbanken sind nach § 3 Ab- 
satz 1 Ziffer 2 des Vermögensteuergesetzes 
von der Vermögensteuer befreit, soweit sie 
Aufgaben staatswirtschaftlicher Art erfüllen. 
Nach Auffassung der Bankaufsichtsbehörden 
werden alle Geschäfte der Landeszentral- 
banken durch das öffentliche Interesse be- 
stimmt; die Landeszentralbanken seien des- 
halb steuerlich der früheren Reichsibank imd 
der Bank deutscher Länder gleichzustellen. 
Die Neufassung der Ziffern 1 und 2 des § 3 
Absatz 1 des Vermögensteuergesetzes trägt 
dem 'Rechnung. Neu aufgenommen ist in § 3 
Absatz 1 Ziffer 1 des Vermögensteuergesetzes 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau (vgl. § 11 
Absatz 1 des Gesetzes über die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau vom 5. November 1948 
(WiGBl. 1948 S. 123). 

Zu §2 Ziffern 5, 7 bis 9: 

Die Änderungen tragen den Vorschriften des 
Artikels 80 des Grundgesetzes Rechnung. 
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Zu §2 Ziffer 6: 

Durch den Zusatz zu § 6 Absatz 1 Ziffer 2 
des Vermögensteuergesetzes werden die Vor- 
schriften über die Mindestvermögensteuer bei 
Gesellschaften m. b. H. den Vorschriften der 
§§35 ff. des D-Markbilanzgesetzes angepaßt, 
nach denen das Stammkapital einer Gesell- 
schaft m. b. H. nach der Neufestsetzung min- 
destens 5000 DM betragen muß. 

Da im übrigen die Vorschrift des § 5 des 
G. m. b. H. -Gesetzes, die bei Gesellschaften 
m. b. H. ein Stammkapital von mindestens 
20 000 DM vorsieht, nicht geändert worden 
ist, muß es bei neugegründeten Gesellschaften 
m. b. H. bei der Mindestbesteuerung in Höhe 
von 20 000 DM nach § 6 des Vermögensteuer- 
gesetzes verbleiben. 

Zu §2 Ziffern 10 und 11: 

Die Neufassungen, die keine sachlichen Ände- 
rungen gegenüber den bisherigen Bestim- 
mungen enthalten, sind den entsprechenden 
§§ 22 und 23 des Körperschaftsteuergesetzes 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
des Einkommensteuergesetzes und des Kör- 
perschaftsteuergesetzes vom 29. April 1950 
angepaßt worden. Im übrigen tragen sie ledig- 
lich den Bestimmungen des Artikels 80 des 
Grundgesetzes Rechnung. 

Zu §3: 

Es ist damit zu rechnen, daß bei einer Ver- 
mögensabgabe für den Lastenausgleich der 
Wert des abgabepflichtigen Vermögens nach 
dem Stand vom 21. Juni 1948 auf volle 100 
Deutsche Mark nach unten abgerundet wird. 
Infolgedessen müssen die Einheitswerte der 
gewerblichen Betriebe bei der Hauptfest- 
stellung auf den 21. Juni 1948 in der gleichen 
Weise abgerundet werden. § 2 gilt nur für 
die Hauptfeststellung auf den Währungs- 
stichtag. Für die weiteren Feststellungszeit- 
punkte ist § 25 des Bewertungsgesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes anzuwenden. 

Zu §4: 

Für die Feststellung der Einheitswerte sind 
die Verhältnisse am Beginn eines Kalender- 
jahres (Feststellungszeitpunkt) maßgebend. 
Eine Sonderregelung gilt bei landwirtschaft- 
lichen Betrieben, Weinbaubetrieben, Garten- 
baubetrieben und bei den übrigen land- und 
forstwirtsdiaftlichen Betrieben für den Be- 
stand an umlaufenden Betriebsmitteln. Hier- 
für sind nach § 32 Absatz 2 des Bewertungs- 
gesetzes die Verhältnisse vom 30. Juni des 


Jahres, das dem Feststellungszeitpunkt vor- 
angeht, imd bei buchführenden Betrieben 
vom letzten Tag des maßgebenden Wirt- 
schaftsjahres zugrunde zu legen. 

Die Anwendung der Bestimmungen des § 32 
Absatz 2 des Bewertungsgesetzes bei Fort- 
schreibungen und Nachfeststellungen auf den 
Beginn des 21. Juni 1948 würde bedeuten, daß 
hinsichtlich der umlaufenden Betriebsmittel 
die Verhältnisse am 30. Juni 1947 und nicht 
die am 21. Juni 1948 zugrunde zu legen sind. 
Diese Wirkung kann mit Rücksicht auf die 
Währungsumstellung nicht bestehen bleiben. 
Für die Haupt f ests teil ung der Einheitswerte 
des Betriebsvermögens auf den 21. Juni 1948 
ist bereits durch das Gesetz über die Ver- 
mögensteuerveranlagung vom 3. Juni 1949 
bestimmt worden, daß für den Bestand und 
die Bewertung nur die Verhältnisse vom 
21. Juni 1948 maßgebend und die Bestim- 
mungen des § 63 Absätze 2 und 3 des Be- 
wertungsgesetzes nicht an zu wenden sind (§ 7 
Absatz 1 des Gesetzes über die Vermögen- 
steuerveranlagung vom 3. Juni 1949). In glei- 
cher Weise müssen auch bei der Landwirt- 
schaft usw. Umfang und Bewertung von um- 
laufenden Betriebsmitteln auf den allge- 
meinen Feststellungszeitpunkt vom 21. Juni 
1948 ermittelt werden. 

Zu §5: 

Nach § 16 Absatz 2 des D-Markbilanzgesetzes 
ist es unter bestimmten Voraussetzungen 
möglich, für ein Betriebsgrundstück in die D- 
Markeröffnungsbilanz einen Wert einzu- 
ötellen, der über dem Einheitswert liegt. In 
diesem Fall ist der höhere Wert auch für die 
Steuern vom Vermögen maßgebend (vgl. Be- 
gründung zu § 6), Bei den land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieben kann die Vor- 
schrift des § 16 des D-Markbilanzgesetzes 
nicht ohne weiteres angewendet werden, weil 
bei der EinheLtsbewertung dieser Betriebe 
nicht der Wert der einzelnen Wirtschafts- 
güter, sondern der Gesamtwert nach den 
Grundsätzen über die Bewertung nach dem 
Ertragswert festgestellt wird. 

Für die Anfangs Vermögensübersicht der 
Land- und Forstwirte mit Buchführung sieht 
deshalb das Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des D-Markbilanzgesetzes eine Son- 
derregelung vor, durch die bestimmt wird, in 
welchen Fällen für die Steuern vom Ver- 
mögen eine Hinzurechnung zum Einheitswert 
vorzunehmen ist. Durch eine Neuveranlagimg 
der Vermögensteuer auf den 1. Januar 1950 
oder den 1. Januar 1951 könnte die Koppe- 
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lung der Werte der Eröffnungsbilanz mit 
den Werten der Vermögens auf Stellung zum 
21. Juni 1948 ausgeschaltet werden. § 5 Ab- 
satz 1 bestimmt deshalb, daß der bei der 
Vermögensaufstellung auf den 21. Juni 1948 
dem Einheitswert hinzuzurechnende Betrag 
auch bei Neuveranlagungen der Vermögen- 
steuer auf den 1. Januar 1950 und den 1. Ja- 
nuar 1951 zu übernehmen ist. 

Eine Aufhebung der Koppelung der Werte 
der Eröffnungsbilanz mit den Werten der 
Vermögensaufstellung auf den 21. Juni 1948 
muß innerhalb des Hauptveranlagungszeit- 
raumes auch im Falle einer Wertfortschrei- 
bung des Einheitswertes des land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögens auf den 1. Januar 
1950 oder den 1. Januar 1951 vermieden wer- 
den. Es ist deshalb die Vorschrift des Ab- 
satzes 2 des § 5 erforderlich. 

In den Fällen, in denen der Einheitswert des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 
durch eine Wert fortschreib ung auf den 1. Ja- 
nuar 1950 oder den 1. Januar 1951 herab- 
gesetzt wird, muß auch der hinzuzurechnende 
Betrag entsprechend gemindert werden. 

Zu §6: 

Der Einheitswert eines Grundstücks bildet 
nach den Vorschriften des D-Markbilanz- 
gesetzes grundsätzlich auch für die Er- 
öffnungsbilanz den Höchstwert. Eine Aus- 
nahme enthält § 16 des D^Markbilanzgesetzes, 
wonach der Kaufmann an Stelle des Ein- 
heitswertes auch den höheren Wert an setzen 
kann, der sich bei Umrechnung des Bilanz- 
ansatzes für das Grundstück in der steuer- 
lichen RM-Schlußbilanz auf Deutsche Mark 
im Verhältnis 1 : 1 ergibt. Dieser höhere Wert 
darf jedoch den DM-Zeitwert am Stichtag der 
Eröffnungsbilanz nicht übersteigen. 

Der von dem Steuerpflichtigen angesetzte 
höhere Wert ist nicht nur für die steuerliche 
Eröffnungsbilanz, sondern durch den in § 75 
des D-Markbilanzgesetzes festgelegten Grund- 
satz der Koppelung der Werte der Er- 
öffnungsbilanz mit den Werten der Ver- 
mögensaufstellung auf den 21. Juni 1948 auch 
für die Steuern vom Vermögen maßgebend. 
Es ist deshalb bei der Hauptfeststellung der 
Einheitswerte für die wirtschaftlichen Ein- 
heiten des Betriebsvermögens auf den 21. Juni 
1948 (§6 Absatz 1 des Gesetzes über die Ver- 
mögensteuerveranlagung vom 3. Juni 1949) 
der über dem Einheitswert liegende höhere 
Wert für das betreffende Grundstück anzu- 
setzen. 


Durch eine Wertfortschreibung des Einheits- 
wertes des Betriebsvermögens auf den 1. Ja- 
nuar 1950 oder 1. Januar 1951 könnte die 
Koppelung schon während des Hauptveran- 
lagungszeitraums für die Vermögensteuer 1949 
bis 1951 ausgeschaltet werden. Dies wird 
durch § 6 Absatz 1 verhindert. 

§ 6 Absatz 2 enthält die dem § 5 Absatz 2 
entsprechende Regelung im Falle einer Wert- 
fortschreibung des Einheitswertes des Be- 
triebsgrundstücks auf den 1. Januar 1950 oder 
den 1. Januar 1951. 

Zu §7: 

Nach den Vorschriften des Bewertungs- 
gesetzes werden Rückstellungen zum Teil 
anders behandelt und bewertet als nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung, 
die für die Einkommensteuer und Körper- 
schaftsteuer maßgebend sind. Für laufende 
Pensionen v/erden nicht versicherungsmathe- 
matisch errechnete Werte, sondern die nach 
den Vorschriften des Bewertungsgesetzes ka- 
pitalisierten Beträge angesetzt. Außerdem 
können bei der Feststellung des Einheits- 
wertes für das Betriebsvermögen künftige 
Rentenverpflichtungen gegenüber den noch im 
Dienst befindlichen Arbeitnehmern (sog. An- 
w’artscliaften), die lediglich aufschiebend be- 
dingte Lasten im Sinne von § 6 Absatz 1 des 
Bewertungsgesetzes darstellen, nach der stän- 
digen Rechtsprechung nicht als Betriebsschul- 
den behandelt werden. 

Auch andere Rückstellungen, wie z. B. Ver- 
bindlichkeiten aus Garantieverträgen und aus 
Gewährleistungsansprüchen können nach den 
Vorschriften des Bewertungsgesetzes als 
Schulden nicht berücksichtigt werden, solange 
keine Schäden geltend gemacht werden, für 
die der Steuerpflichtige aufkommen muß. 
Das gleiche gilt für Bürgschaften, Avale, 
wechselrechtliche Haftungen u. dgl., aus denen 
der Steuerpflichtige noch nicht in Anspruch 
genommen worden ist. 

Die Koppelungsvorschrift des § 75 des D- 
Markbilanzgesetzes zwingt dazu, daß die 
Wertansätze der DM-Eröffnungsbilanz auch 
für die Steuern vom Vermögen maßgebend 
werden. Dies gilt, wie in Ziffer 64 Absatz 5 
der Steuerlichen Richtlinien zum D-Mark- 
bilanzgesetz ausgesprochen ist, auch für die 
Passivseite der DM-ErÖffnungsbilanz. § 7 
Absatz 1 des Gesetzentwurfs sieht zur Klar- 
stellung vor, daß die Rückstellungen, gleich- 
gültig, ob sie nach den Vorschriften des Be- 
wertungsgesetzes zulässig sind oder nicht, bei 
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den Steuern vom Vermögen in der Höhe zu 
berücksichtigen sind, in der sie in der DM- 
Eröffnungsbilanz auf Grund der Vorschriften 
des D-Markbilanzgesetzes ausgewiesen wer- 
den. 

Nach § 29 des D-Markbilanzgesetzcs sind lau- 
fende Pensionsverpflichtungen in der handels- 
rechtlichen DM-Eröffnungsbilanz mit einem 
versicherungsmathematisch errechneten Wert 
auszuweisen. Es gibt Fälle, in denen durch 
einen solchen Ausweis das Vermögen in einer 
für die Unternehmen unerwünschten Weise 
geschmälert werden würde. Deshalb bietet 
§ 29 Absatz 1 Satz 2 die Möglichkeit, von 
einer Passivierung abzusehen. Wer von dieser 
Möglichkeit Gebrauch macht, wird bei der 
Vermögensteuer und infolgedessen auch beim 
Lastenausgleich benachteiligt. Aus den Krei- 
sen der Wirtschaft ist ferner darauf hin- 
gewiesen worden, daß die Regelung des Be- 
wertungsgesetzes oft für die Steuerpflichtigen 
günstiger sei. Die Vorschriften des § 7 Ab- 
satz 2 bezwecken, den Steuerpflichtigen die 
Möglichkeit zu bieten, daß die Rückstellungen 
für Pensionsverpflichtungen (einschließlich 
der Anwartschaften) auf den Betrag erhöht 
werden dürfen, der der Summe der nach dem 
Bewertungsgesetz berechneten Kapitalwerte 
der einzelnen auf den 21. Juni 1948 laufenden 
Pensionen (ohne die Anwartschaften) ent- 
spricht. 

Wird von dieser Möglichkeit Gebrauch ge- 
macht, so ist in die steuerliclie Eröfiiiuags- 
bilanz für die Steuern vom Einkommen und 
Ertrag (nicht auch in die Handelsbilanz) eine 
Rückstellung in gleicher Höhe einzusetzen 
(§ 7 Absatz 2 Satz 2). Durch diese Regelung 
wird sichergestellt, daß der Steuerpflichtige 
durch Inanspruchnahme der Vergünstigung 
des § 7 Absatz 2 Satz 1 nicht außerdem noch 
gleichzeitig Einkommensteuervergünstigungen 
erhält. Ohne die Vorschrift des § 7 Absatz 2 
Satz 2 würde der Steuerpflichtige in der Lage 
sein, die zu zahlenden Pensionsleistungen in 
der Erfolgsrechnung zu Lasten des steuer- 
lichen Gewinns zu verbuchen, während er 
gleichzeitig bei der Vermögensteuer die Pen- 
sionsverpflichtungen als Schuldposten ab- 
ziehen könnte. Der Steuerpflichtige würde 
nicht nur 50®/o beim Lastenausgleich sparen, 
sondern auch noch durchschnittlich einen 
etwa gleichhohen Betrag bei der Ertrags- 
besteuerung ausnutzen können. 

Bei Geldinstituten, Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen können mit Rück- 
sicht auf die Ausgleichsforderungen dieser 


Institute Rückstellungen nicht im gleichen 
Umfang wie bei der gewerblichen Wirtschaft 
zugelassen werden. Bei Instituten, die einen 
Anspruch auf Zuteilung von Ausgleichsforde- 
rungen haben, verbleibt es deshalb bei den 
Bestimmungen des Bewertungsgesetzes und 
den für die Erstellung der Umstellungsrech- 
nung ergangenen besonderen Vorschriften 
(vgl. Begründung zu § 8). 

Zu §8: 

Für Geldinstitute, Versicherungsunternehmen 
und Bausparkassen ist die Aufstellung einer 
Umstellungsrechnung als Zweckrechnung für 
die Ermittlung der Höhe der Ausgleichs- 
forderungen vorgeschrieben (§ 3 Absatz 4 der 
2. DVO/UG, § 5 Absatz 2 der 23. DVO/UG 
und § 3 Absatz 3 der 33. DVO/UG). Der be- 
sondere Zweck der Umstellungsrechnung er- 
forderte es, daß hierfür im Umstellungs- 
gesetz, in den Durchführungsverordnungen 
dazu und in den Richtlinien besondere Vor- 
schriften erlassen werden mußten. Diese 
Richtlinien, die zunächst nur vorläufig sind, 
weichen in einigen Punkten (z. B. bei Grund- 
stücken, die zum Deckungsstock von Lebens- 
versicherungsunternehmen gehören — RVB 
II, 1 — , bei Vermögenswerten der Versiche- 
rungsuntemehmen in Deutschland außerhalb 
des Währungsgebietes — Ziffer 27/28 RVA — , 
bei eigenen Aktien oder Geschäftsanteilen § 8 
der 42. DVO/UG, § 8 der 43. DVO/UG und § 10 
der 44. DVO/UG — , bei Grundstücken inner- 
halb de» Währungsgebietes — Ziffer 41 
RBdL, Ziffer 37 RVA und Ziffer 38 RBK — ) 
von den Vorschriften ab, die für die Steuern 
vom Vermögen nach dem Bewertungsgesetz 
maßgebend sind. Ohne eine gesetzliche An- 
erkennung dieser besonderen Bestimmungen 
auch für die Steuern vom Vermögen müßten 
bei der Vermögensbesteuerung der Geld- 
institute, V ersicherungsunternehmen und 
Bausparkassen von der Umstellungsrechnung 
teilweise abweichende Werte angesetzt wer- 
den. Dies könnte aber wieder Rückwirkungen 
auf die handelsrechtliche Umstellungsrech- 
nung nach sich ziehen. 

Die Richtünden enthalten nur Vorschriften 
über die Wertansätze für den vorläufigen Ab- 
schluß der Umstellungsrechnung. Eine Ände- 
rung der Bewertungsvorschriften in den 
Richtlinien, somit auch eine Vorschrift, die 
die jetzigen vorläufigen Wertansätze als end- 
gültig erklärt, bedarf der Zustimmung des 
Finanzausschusses des Deutschen Bundesrates 
und des Bundesministers der Finanzen (§16 
der 42. DVO/UG, § 16 der 43. DVO/UG und 
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§ 19 der 44. DVO/UG). Die Finanzminister sind 
demnach in die Entwicldung der Bewertungs- 
richtlinden eingeschaltet. 

Zu §9: 

Nach § 57 der Durchführungsverordnung zum 
Bewertungsgesetz sind Wertpapiere, für die 
Steuerkurswerte festgesetzt worden sind, mit 
den Steuerkurswerten anzusetzen. Sind keine 
Steuerkurswerte festgesetzt worden, besteht 
jedoch im Inland ein amtlicher Kurswert, so 
ist der Kurswert maßgebend. Besteht weder 
ein Steuerkurswert noch ein amtlicher Kurs- 
wert, so sind die Wertpapiere mit dem ge- 
meinen Wert zu bewerten. Der gemeine Wert 
ist möglichst aus Verkäufen abzuleiten. So- 
weit das nicht möglich ist, ist er für Aktien 
und sonstige Anteile an Kapitalgesellschaften 
unter Berücksichtigung des Gesamtvermögens 
und der Ertragsaussichten der Gesellschaft zu 
schätzen (§ 13 Absatz 2 des Bewertungs- 
gesetzes). Für Anteile an Personengesell- 
schaften ist der für jeden Gesellschafter bei 
der Emheitsbewertung des Betriebsvermögens 
der Gesellschaft festgestellte Teil des Ein- 
heitswerts des Betriebsvermögens maßgebend 
(vgl. § 3 des Bewertungsgesetzes, § 11 Ziffer 5 
des Steueranpassungsgesetzes und § 216 Ab- 
satz 1 Ziffer 2 Satz 2 der Reichsabgaben- 
ordnung). 

Das D-Markbilanzgesetz enthält in § 22 be- 
sondere Bestimmungen über die Bewertung 
der Wertpapiere und Anteile in der DM-Er- 
öffnungsbilanz. Diese Regelung sieht zunächst 
nur vorläufige Wertansätze vor. Nur soweit 
für Wertpapiere Steuerkurswerte festgesetzt 
worden sind, sind diese Steuerkurswerte end- 
gültige Höchstwerte für die Eröffnungsbilanz. 
Infolge der Koppelungsvorschrift des § 75 des 
D-Markbilanzgesetzes müssen die vorläufigen 
Werte, soweit sie unter den sich nach den 
Vorschriften des Bewertungsgesetzes ergeben- 
den Werten liegen, vorläufig auch für die 
Steuern vom Vermögen übernommen wer- 
den. 

Die Bestimmungen des D-Markbilanzgesetzes 
über den Wertansatz von Wertpapieren und 
Anteilen gelten nur für Wertpapiere und An- 
teile, die zum Betriebsvermögen gehören. So- 
weit die Wertpapiere und Anteile zum „Son- 
stigen Vermögen“ gehören, gelten die oben 
dargestellten Grundsätze des Bewertungs- 
rechts. Diese Bestimmungen bedürfen jedoch 
für die Ermittlung des steuerpflichtigen Ver- 
mögens nach dem Stand vom 21. Juni 1948 
einer Ergänzung. Es erscheint nicht vertret- 


bar, diese ergänzenden Bestimmungen erst 
dann zu treffen, wenn die vorläufigen Vor- 
schriften des § 22 des D-Markbilanzgesetzes 
durch endgültige ersetzt werden. Die große 
Masse der Wertpapierbesitzer sind Privat- 
personen; die Wertpapiere und Anteile an 
Kapitalgesellschaften gehören bei ihnen und 
oft auch bei Gewerbetreibenden zum Privat- 
vermögen. Würden die Bestimmungen für die 
Bewertung dieses Privatvermögens nicht in 
dieses Gesetz auf genommen, sondern erst mit 
der endgültigen Regelung der Bewertung der 
zum Betriebsvermögen gehörenden Wert- 
papiere und Anteile erlassen werden, so 
könnte eine große Zahl von Steuerpflichtigen 
zunächst nur vorläufig zur Vermögensteuer 
1949 bis 1951 veranlagt werden. Dies würde 
zu einer doppelten Verwaltungsarbeit für die 
Steuerpflichtigen und die Finanzämter füh- 
ren, die vermieden werden muß. Die vor- 
gesehene Bewertung der zum Privatvermögen 
gehörenden Wertpapiere und Anteile wird 
auch nicht zu einer ungünstigeren Bewertung 
gegenüber den zum Betriebsvermögen ge- 
hörenden Wertpapieren und Anteilen führen. 
An die Stelle der vorläufigen Regelung nach 
§ 22 D-Markbilanzgesetz muß einmal eine 
endgültige treten. Es ist nicht damit zu 
rechnen, daß diese endgültigen Bestimmungen 
niedrigere Wertansätze bringen werden als 
dies jetzt für die Bewertung der zum Privat- 
vermögen gehörenden Wertpapiere vor- 
gesehen ist. Für Anteile bedarf es keiner be- 
sonderen Vorschrift. Für sie ergibt sich die 
Bewertung aus dem bestehenden, im ersten 
Absatz dargestellten Bewertungsrecht. 

Für die Gesitaltung der Bestimmungen des § 9 
waren folgende Gesichtspunkte maßgebend: 
Nach § 9 Absatz 2 des Gesetzes über die Ver- 
mögensteuerveranlagung für die Zeit ab 
1. Januar 1949 vom 3. Juni 1949 (WiGBl. S. 83) 
ist Voraussetzung für die Festsetzung von 
Steuerkurswerten für Aktien, Kuxe, sonstige 
Anteile und Genußscheine an inländischen 
Kapitalgesellschaften, daß diese Wertpapiere 
in der Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum 31, März 
1949 im Börsenhandel oder im geregelten 
Freiverkehr tatsächlich umgesetzt worden 
sind. In dieser Zeit war der Umsatz von Ak- 
tien, Kuxen usw. gering, so daß für eine 
größere Anzahl dieser Wertpapiere ein 
Steuerkurswert nicht festgesetzt werden 
konnte. Wenn man die von den Börsen für 
die nicht umgesetzten Wertpapiere auf den 
31, Dezember 1948 auf Grund von Taxwerten 
veröffentlichten Kurswerte nicht als amtliche 
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Kurswerte ansieht, müßte für alle Wert- 
papiere, für *die kein Steuerkurswert fest- 
gesetzt worden ist, der gemeine Wert er- 
mittelt werden. Dies würde eine erhebliche 
Verwaltungsarbeit bedeuten. Zur Klarstellung 
und im Interesse der Verwaltungsvereiai- 
fachung erscheint es deshalb zweckmäßig, für 
die Wertpapiere, für die kein Steuerkurswert 
festgesetzt worden ist, die von der Bank 
deutscher Länder für die Umstellungsredi- 
nung der Geldinstitute im Wertpapierkurs- 
zettel veröffentlichten Werte für die Haupt- 
veranlagung als maßgebend zu erklären. Die 
Kurse im Wertpapierkürszettel teruhen, so- 
weit sie nicht tatsächlich umgesetzt worden 
sind, auf den von den einzelnen Börsen er- 
mittelten Taxwerten. Diese Taxwerte liegen 
im Rahmen des Kursniveaus, das am Be- 
wertungsstichtag (31. Dezember 1948) bei den 
umgesetzten Papieren erreicht worden ist. Sie 
können deshalb als gemeine Werte vom 
31. Dezember 1948 angesehen werden. 
Wertpapiere, die sich im Girosammeldepot 
befujiden haben, sowie sonstige Wertpapiere, 
für die Lieferbarkeitsbescheinigungen , nicht 
erteilt worden sind und auch nicht erteilt 
werden können (dazu gehören auch die in 
Verlust geratenen Wertpapiere), unterliegen 
der Wertpapier bereinigung. Bei der Be- 
wertung dieser Wertpapiere kann nicht von 
dem ursprünglichen Wertpapier-Nennbetrag 
ausgegangen werden. Es ist vielmehr die aus 
der Wertpapierbereiniguhg sich ergebende 
Gutschrift auf Sammeldepotkonto zugrunde 
zu legen. Bis zur Durchführung der Ver- 
mögensteuerveranlagung werden diese Gut- 
sdiriften in der großen Masse der Fälle be- 
kannt sein. Soweit dies nidit der Fall ist, 
muß zunächst -eine vorläufige Veranlagung 
vargenommen oder der voraussichtliche Be- 
trag der Gutschrift geschätzt werden. 

Stichtag für die Bewertung von Wertpapieren 
bei der Hauptveranlagung 194*9 ist der 31. De- 
zember 1948. Die aus der Wertpapierbereini- 


gung sich ergebende Gutschrift auf Sammel- 
depotkonto kann nicht in voUer Höhe bei 
der Hauptveranlagung 1949 angesetzt werden, 
weil dadurch eine völlige Gleichstellung mit 
den Wertpapieren mit Lieferbarkeitsbeschei- 
nigung eintreten würde. Die Ungewißheit über 
das Schicksal der unter die Wertpapier- 
bereinigung fallenden Wertpapiere und die 
am Bewertungsstichtag vorhanden gewesenen 
Risiken bedingen eine niedrigere Bewertung. 
Bei den im Girosammeldepot befindlichen 
Wertpapieren sind im Handel Werte erzielt 
worden, die im Durdischnitt 70 v. H. des 
Kurses für Wertpapiere mit Lie:^rbarkeits- 
bescheinigung betragen haben. Es ist deshalb 
vertretbar, eine. Bewertung nach diesem 
Hundertsatz vorzunehmen. Auch das D-Mark- 
bilanzgesetz geht bei der Bewertung der 
Girosammeldepotstücke von diesem Hundert- 
satz aus. Für die sonstigen Wertpapiere, für 
die keine Lieferbarkeitsbescheinigungen er- 
teilt werden können, muß der Hundertsatz 
geschätzt werden. Es erscheint zweckmäßig, 
sich bei dieser Schätzung dem Erfahrungs- 
satz für Girosammeldepotstücke anzu- 
schließen. 

Zu § 11; 

Die neuen Voi^diriften sind zur Bewertung 
des Vermögens für die Hauptveranlagung 
1949 bestimmt, der nach § 1 Absatz 2 des Ge- 
setzes über die Vermögensteuerveranlagung 
vom 3. Juni 1949 das auf den 21. Juni 1948 
ermittelte Vermögen zugrunde zu legen ist. 
§ 11 Absatz 2 sieht deshalb eine rückwirkende 
Kraft auf diesen Zeitpunkt vor. 

Für die Fortschreibungen können die in § 1 
Ziffer 8 festgelegten Wert grenzen erstmals für 
den Feststellungszeitpunkt vom 1. Januar 1951 
angewendet werden. Vom gleichen Zeitpunkt 
an muß § 2 a der Durchführungsverordnimg 
zum Bewertungsgesetz, der abweichende 
Wertgrenzen enthält, aufgehoben werden. 



